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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Gesundheitswesen 
(11. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschläge der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rats zur Änderung der Richtlinie des Rats 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
für färbende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden 

dürfen 

eine Richtlinie des Rats zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für Antioxydantien, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen 

— Drucksache IV/2528 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Jungmann 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag die oben- j 
genannten Vorschläge mit Datum vom 18. August 
1964 zugeleitet. Der Präsident des Deutschen Bun- 
destages hat entsprechend dem Beschluß des Bundes- 
tages vom 25. Juni 1959 — Drucksache 1187 der 
3. Wahlperiode — die Vorschläge dem Ausschuß für 
Gesundheitswesen überwiesen. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich in 
seiner Sitzung vom 4. November 1964 mit der Vor- 
lage befaßt. Zu Beginn der Beratung stellte der 
Ausschuß für Gesundheitswesen fest, daß es sich 
bei diesen Richtlinien um Vorlagen handelt, bei de- 
ren Transformierung in das deutsche Recht nur 
Rechtsverordnungen anzugleichen sind. 

a) Der Ausschuß für Gesundheitswesen gibt hin- 
sichtlich der Richtlinie des Rats zur Änderung der 
Richtlinie des Rats zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für färbende Stoffe, die 
in Lebensmitteln verwendet werden dürfen, der Er- 
wartung Ausdruck, daß die technischen Verbesse- 
rungen, wie sie der Bundesrat empfohlen hat, bei 


j den weiteren Beratungen der Richtlinie noch durch- 
gesotzt werden. 

b) Bezüglich der Richtlinie des Rats zur Anglei- 
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für 
Antioxydantien, die in Lebensmitteln verwendet 
werden dürfen, schließt sich der Ausschuß für Ge- 
sundheitswesen der Stellungnahme des Bundesrates 
vom 16. Oktober 1964 an, daß dieser Richtlinien- 
vorschlag noch in vielen Punkten einer umfang- 
reichen Überprüfung bedürftig ist und daß gegen 
die vorgelegte Fassung erhebliche Bedenken beste- 
hen. Der Ausschuß für Gesundheitswesen ist darüber 
befremdet, daß in dem Richtlinienentwurf die Kom- 
mission sich für die Festsetzung der Reinheitskrite- 
rien, die für den Gesundheitsschutz des Verbrauchers 
von wesentlicher Bedeutung sind, die Regelung le- 
diglich nach „Anhörung" der Mitgliedstaaten selbst 
vorbehält; der Ausschuß ist der Auffassung, daß der- 
artige Regelungen von so grundlegender Bedeutung 
mindestens der Zustimmung der Mitgliedstaaten, 
wenn nicht sogar der Beschlußfassung des Minister- 
rates, bedürfen. Bereits bei der Beratung des Vor- 
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Schlages der Kommission der EWG für eine Richt- 
linie des Rats über die Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für konservierende 
Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dür- 
fen — Drucksache IV/1051 — hat der Ausschuß für 
Gesundheitswesen Bedenken gegen die nach seiner 


Ansicht zu weitgehenden Kompetenzansprüche der 
Kommission geltend gemacht und aus diesem 
Grunde bereits damals die Zustimmung der Mit- 
gliedstaaten gefordert (vergleiche Schriftlicher Be- 
richt des Ausschusses für Gesundheitswesen vom 
19. Juni 1963 — Drucksache IV/1348). 


Bonn, den 25. November 1964 


Dr. Jungmann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Vorschläge der Kommission der EWG für 
eine Richtlinie des Rats zur Änderung der Richt- 
linie des Rats zur Angleichung der Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten für färbende Stoffe, 
die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen, 
und eine Richtlinie des Rats zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Anti- 
oxydantien, die in Lebensmitteln verwendet wer- 
den dürfen, 

werden zur Kenntnis genommen. 

2. Der Bundesregierung wird empfohlen, darauf hin- 
zuwirken, daß die in beiden Richtlinien bean- 
standeten Mängel bei den weiteren Beratungen 
beseitigt werden. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, das Befrem- 
den des Bundestages gegen die Kompetenzan- 
sprüche der Kommission beim Ministerrat vor- 
tzutragen und darauf hinzuwirken, daß vor Fest- 
setzung der Reinheitskriterien (Artikel 6) die 
Zustimmung der Mitgliedstaaten in irgendeiner 
Form vorgesehen wird. 


Bonn, den 25. November 1964 


Der Ausschuß für Gesundheitswesen 
Dr. Jungmann 

Stellv. Vorsitzender und Berichterstatter 
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